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Senatsverwaltung für Justiz, 
Verbraucherschutz und Antidiskriminierung 
 
 
 
 
 
Herrn Abgeordneten Thorsten Weiß (AfD) 
über 
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin 
 
über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
A n t w o r t 
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/26475 
vom 2. Februar 2021 
über Jugendstrafrecht: Diversionsverfahren 
---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt: 
 
1.) Wie hoch waren in der 17. und 18. WP die Anzahl der Ermittlungsverfahren, die in die Zuständigkeit der 
Jugendgerichtsbarkeit fielen? (Bitte um jährliche Angaben in absoluten Zahlen nach Prozent zu 
Gesamtverfahren)  
 

Zu 1.: Es wird davon ausgegangen, dass statt „in die Zuständigkeit der Jugendgerichts-
barkeit“ „in den Anwendungsbereich des Jugendgerichtsgesetzes (JGG)“ gemeint ist. Zu-
dem wird einleitend mitgeteilt, dass aus dem Aktenverwaltungssystem der Berliner Straf-
verfolgungsbehörden nur die Verfahren der letzten fünf Jahre statistisch auswertbar vor-
liegen, da ältere Verfahren aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen gelöscht werden müs-
sen. 
 
Die als Anlage I beigefügte Statistik enthält die Anzahl der Verfahren der Jugendabteilun-
gen der Staatsanwaltschaft und setzt sie ins Verhältnis zu den Gesamteingängen der 
Staatsanwaltschaft und Amtsanwaltschaft in Berlin. Es wird darauf hingewiesen, dass es 
jedoch vereinzelt auch Verfahren gegen Jugendliche außerhalb der Jugendabteilungen in 
anderen Spezialabteilungen gibt, die sich nicht statistisch auswertbar ermitteln lassen. 
 
 
2.) Wie stellt sich die durchschnittliche Dauer der Diversionsverfahren in Monaten ab Tat bzw. ab 
Anhängigkeit bei Gericht dar?  
 

Zu 2.: Eine statistische auswertbare Erfassung erfolgt insoweit nicht. 
 
3.) Bei welchen Straftaten ist eine Einstellung (nach § 45 Abs. 1 JGG) zu erwägen? Welche Richtlinien 
gelten dazu im Land Berlin?  
 

Zu 3.: Gemäß § 45 Abs. 1 JGG können die Strafverfolgungsbehörden von einer 
Verfolgung absehen, wenn die Voraussetzungen des § 153 Strafprozessordnung (StPO) 
vorliegen. Eine Einstellung nach § 45 Abs. 1 JGG kommt demnach nur bei Vergehen im 
Sinne von § 12 Abs. 2 Strafgesetzbuch (StGB) in Betracht. Orientierungshilfen für die 
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Entscheidung finden sich in den Richtlinien zum JGG sowie der Gemeinsamen Allge-
meinen Verfügung über die vermehrte Anwendung des § 45 JGG im Verfahren gegen 
Jugendliche und Heranwachsende (Diversionsrichtlinie) vom 2. Oktober 2014. 
 
4.) Wie häufig kam seit der 17.WP in Berlin § 45 Abs. 1 JGG zur Anwendung? Bitte nach Jahr aufschlüs-
seln und nach den folgenden Kriterien differenzieren:  
a.) Diebstahl, Unterschlagung, Hehlerei geringwertiger Sachen und Vermögensdelikte (§§ 242, 246, 248 

a, 259, 263, 265 a StGB) mit einem Schaden oder Sachwert nicht über 25,00 EUR 
b.) unbefugter Gebrauch eines Kraftfahrzeuges (§ 248 b StGB), wenn das benutzte Fahrzeug im Eigen-

tum von Familienangehörigen steht oder eine Fahrerlaubnis nicht erforderlich ist; 
c.) Fahren ohne Fahrerlaubnis (§ 21 StVG), wenn der Tatbestand durch eigene Benutzung eines Mopeds 

oder Mofas oder eines unter Anleitung von Fahrerlaubnisinhabern benutzten Personenkraftwagens 
verwirklicht worden ist, ohne dass eine verkehrsgefährdende Situation herbeigeführt wurde; 

d.) Verstöße gegen das Pflichtversicherungsgesetz (§§ 1, 6 PflVG), wenn ein Unfall oder eine Gefähr-
dungssituation nicht eingetreten ist; 

e.) leichte Verstöße gegen das Kraftfahrzeugsteuergesetz (§§ 1, 4 KfzStG) 
f.) unerlaubtes Entfernen vom Unfallort (§ 142 StGB), wenn der Fremdschaden nicht über 100,00 EUR 

liegt oder der Beschuldigte wesentlich zur Unfallaufklärung beigetragen hat und ein Fahrverbot wegen 
der Besonderheit des Einzelfalles nicht in Betracht kommt 

g.) Sachbeschädigung (§ 303 StGB), wenn zwar Strafantrag nach § 303 c StGB gestellt, aber das beson-
dere öffentliche Interesse an der Strafverfolgung zu verneinen ist 

h.) Hausfriedensbruch (§ 123 StGB) 
i.) Beleidigung (§ 185 StGB) 
j.) leichte Verstöße gegen das Telekommunikationsgesetz (§§ 94, 95 Telekommunikationsgesetz) 
k.) leichte Fälle des Missbrauchs von Notrufen (§ 145 StGB) 
l.) geringfügige Verstöße gegen das Urheberrechtsgesetz, sofern wirksam auf die Rückgabe der sicher-

gestellten Vervielfältigungsstücke verzichtet oder wirksam in eine Vernichtung der durch die Tat her-
vorgebrachten Produkte eingewilligt wird 

m.) fahrlässige Körperverletzung (§ 229 StGB), wenn zwar Strafantrag nach § 230 StGB gestellt, aber das 
besondere öffentliche Interesse an der Strafverfolgung zu verneinen ist 

n.) Wie häufig kam seit der 17.WP in Berlin § 45 Abs. 1 JGG in sonstigen Fällen zur Anwendung? Bitte 
nach Jahr aufschlüsseln  

 

Zu 4 a) bis f) und j) bis l)): Eine derartige Differenzierung erfolgt durch das Aktenverwal-
tungssystem der Berliner Strafverfolgungsbehörden in statistisch auswertbarer Form 
nicht. 
 
Zu 4 g): Auf ein besonderes öffentliches Interesse an der Strafverfolgung käme es nur 
an, wenn kein Strafantrag gestellt worden wäre. Die Frage betrifft ausdrücklich Fälle, in 
denen Strafantrag gestellt wurde. Daher sind keine Verfahren bekannt, in denen Strafan-
trag gestellt jedoch mangels besonderen öffentlichen Interesses von einer Verfolgung ab-
gesehen wurde. Ergänzend wird ausgeführt, dass es sich bei der Sachbeschädigung um 
ein Privatklagedelikt handelt, das in Verfahren gegen Jugendliche unter den Vorausset-
zungen von § 80 Abs. 1 Satz 2 JGG verfolgt wird. 
 
Zu 4 h), i) und n): Die Gesamtzahl aller Einstellungen gemäß § 45 Abs. 1 JGG in den 
letzten fünf Jahren ergibt sich aus der beigefügten Anlage II. 
 
Zu 4 m): Auf ein besonderes öffentliches Interesse an der Strafverfolgung käme es nur 
an, wenn kein Strafantrag gestellt worden wäre. Die Fragen betrifft ausdrücklich Fälle, in 
denen Strafantrag gestellt wurde. Daher sind keine Verfahren bekannt, in denen Strafan-
trag gestellt jedoch mangels besonderen öffentlichen Interesses von einer Verfolgung ab-
gesehen wurde. Ergänzend wird ausgeführt, dass es sich bei der fahrlässigen Körperver-
letzung um ein Privatklagedelikt, das in Verfahren gegen Jugendliche unter den Voraus-
setzungen von § 80 Abs. 1 Satz 2 JGG verfolgt wird. 
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5.) Bei welchen Straftaten ist eine Einstellung (nach § 45 Abs. 2 JGG) zu erwägen? Welche Richtlinien gibt 
es dazu im Land Berlin?  
 

Zu 5.: Nach § 45 Abs. 2 JGG sieht die Staatsanwaltschaft von der Verfolgung einer Tat 
ab, wenn bereits eine erzieherische Maßnahme eingeleitet oder durchgeführt ist und die 
Staatsanwaltschaft weder die Beteiligung des Richters nach Abs. 3 der Norm noch die 
Erhebung einer Anklage für erforderlich erachtet. Die Entscheidung, bei welchen Strafta-
ten ein Vorgehen nach § 45 Abs. 2 JGG in Betracht kommt, obliegt insoweit allein den je-
weiligen Jugendstaatsanwältinnen und Jugendstaatsanwälten. Orientierungshilfen finden 
sich in den Richtlinien zum JGG sowie der Gemeinsamen Allgemeinen Verfügung über 
die vermehrte Anwendung des § 45 JGG im Verfahren gegen Jugendliche und Heran-
wachsende (Diversionsrichtlinie) vom 2. Oktober 2014. 
 
6.) Wie häufig kam seit der 17.WP in Berlin § 45 Abs. 2 JGG zur Anwendung? Bitte nach Jahr aufschlüs-
seln und nach den folgenden Kriterien differenzieren:  
 
a.) unbefugter Gebrauch von Kraftfahrzeugen (§ 248 b StGB), wenn das benutzte Fahrzeug nicht im Eigen-

tum von Familienangehörigen steht und eine Fahrerlaubnis erforderlich ist 
b.) Fahren ohne Fahrerlaubnis (§ 21 StVG) und Fahren ohne Pflichtversicherungsschutz (§§ 1, 6 PflVG), 

wenn dabei eine Gefährdungssituation entstanden ist oder ein Unfall ohne schwere Folgen verursacht 
wurde 

c.) Sachbeschädigungen (§ 303 StGB), wenn das besondere öffentliche Interesse an der Strafverfolgung 
nach § 303 c StGB zu bejahen ist 

d.) unerlaubtes Entfernen vom Unfallort (§ 142 StGB), wenn der Fremdschaden einen Betrag von 200,00 
EUR nicht übersteigt und ein Fahrverbot wegen der Besonderheit des Einzelfalles nicht in Betracht 
kommt 

e.) Eigentums- und Vermögensdelikte im Sinne von Nummer 1 bei Schäden oder Sachwerten bis zu 75,00 
EUR 

f.) leichte Fälle der fahrlässigen Körperverletzung, wenn das besondere öffentliche Interesse an der Straf-
verfolgung gemäß § 230 Abs. 1 Satz 1 StGB zu bejahen ist 

g.) leichte Fälle der vorsätzlichen Körperverletzung (§ 223 StGB [Angriffsintensität und Folgen gering]), 
wenn das besondere öffentliche Interesse an der Strafverfolgung gemäß § 230 Abs. 1 Satz 1 StGB zu 
bejahen ist 

h.) Wie häufig kam seit der 17.WP in Berlin § 45 Abs. 2 JGG in sonstigen Fällen zur Anwendung? Bitte 
nach Jahr aufschlüsseln  

 

Zu 6.: Statistisch Auswertbar ist insoweit nur die Gesamtzahl der Einstellungen gemäß 
§ 45 Abs. 2 JGG in den letzten fünf Jahren. Diese ergibt sich aus der Anlage II. Eine den 
Unterfragen entsprechende Differenzierung erfolgt durch das Aktenverwaltungssystem 
der Strafverfolgungsbehörden in statistisch auswertbarer Form nicht. 
 
7.) In welchen Fällen kann auf eine jugendstrafrechtliche Sanktion durch Urteil nicht verzichtet werden?  
 

Zu 7.: Die Pflicht zu einer jugendstrafrechtlichen Sanktion durch Urteil ist im Jugendge-
richtsgesetz nicht geregelt. Ob im Einzelfall ein Urteil erforderlich ist, obliegt der Prüfung 
durch die Jugendstaatsanwältinnen bzw. Jugendstaatsanwälte und Jugendrichterinnen 
bzw. Jugendrichter.  
 
8.) Wie hat sich die Datenlage zu den jugendstrafrechtlichen Reaktionen nach der sogenannten „Moabiter 
Treppe“ seit 1997 entwickelt? (Bitte nach Jahr aufschlüsseln)  
 

Zu 8.: Der Begriff „Moabiter Treppe“ soll nach einer Broschüre der Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Familie über ambulante sozialpädagogische Angebote nach dem 
Jugendgerichtsgesetz eine umgangssprachliche Bezeichnung für die im Stufenverhältnis 
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zueinanderstehenden strafrechtlichen Reaktionen sein. Bei den Strafverfolgungsbehör-
den ist diese Bezeichnung jedoch tatsächlich nicht geläufig. Statistische Erhebungen fin-
den hierzu nicht statt. 
 
9.) Wie hoch ist die Rückfallquote derjenigen, die an einem Diversionsverfahren teilgenommen haben und 
wie hat sich diese Zahl seit der 17. WP entwickelt?  
 

Zu 9.: Statistisch auswertbare Erhebungen erfolgen hierzu nicht. 
 
10.) Zwar wird auch die gerichtliche Einstellung nach § 47 JGG mitunter als „Diversion“ bezeichnet, sie 
ist jedoch nicht Regelungsgegenstand der Diversionsrichtlinie. Wie häufig kam seit der 17.WP in Berlin § 
47 JGG zur Anwendung? Bitte um jährliche Angaben, aufgeschlüsselt nach: Jugendrichter, Jugendschöf-
fengericht, Jugendkammer (I. Instanz), Große Jugendkammer (II. Instanz), Kleine Jugendkammer (II. In-
stanz).  
 

Zu 10.: Die Anzahl der nach § 47 JGG erledigten Verfahren seit der 17. Wahlperiode 
ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle. Diese beruhen – im Gegensatz zu den Daten 
im Rahmen der Antwort auf Frage 1 - nicht auf dem Aktenverwaltungssystem der Berliner 
Strafverfolgungsbehörden, sondern auf der bundeseinheitlichen StP/OWi-Statistik.  
 

 2011 2012 2013 2014 2015 2016 

Jugendrichter 3.787 2.717 2.714 2.861 3.612 3.317 

Jugendschöffengericht 217 158 180 166 183 123 

Jugendkammer 
(I. Instanz) 

 
- 

 
1 

 
2 

 
2 

 
1 

 
1 

Große Jugendkammer  
(II. Instanz) 

 
3 

 
2 

 
2 

 
3 

 
1 

 
- 

Kleine Jugendkammer 
(II. Instanz) 

 
6 

 
1 

 
3 

 
5 

 
4 

 
1 

 

 2017 2018 2019 I Qu. 
2020 

II. Quartal 
2020 

III. Quartal 
2020 

Jugendrichter 3.391 3.532 3.207 774 746 839 

Jugendschöffengericht 132 145 144 30 30 37 

Jugendkammer 
(I. Instanz) 

 
6 

 
1 

 
1 

 
1 

 
0 

 
1 

Große Jugendkammer  
(II. Instanz) 

 
3 

 
0 

 
1 

 
1 

 
0 

 
2 

Kleine Jugendkammer 
(II. Instanz) 

 
5 

 
3 

 
2 

 
1 

 
1 

 
3 

 
Zahlen für das 4. Quartal 2020 bzw. für das Jahr 2020 liegen noch nicht vor. 
 
 
Berlin, den 19. Februar 2021 
 
In Vertretung 
 
 
Dr. Brückner 
Senatsverwaltung für Justiz, 
Verbraucherschutz und Antidiskriminierung 






